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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

  
Tagesordnung I Punkt 3 der öffentlichen Sitzung am 03. Dezember 2008

Vorlagen-Nr. 08-F-25-0144

Beschickung von Märkten
-Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 
24.11.2008-

Betreff: Beschickung von Märkten

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten,

1. nach welchem Verfahren die Auswahl von Beschickern für Märkte erfolgt, die von der 
Landeshauptstadt Wiesbaden veranstaltet werden;

2. in welchem Verhältnis in den letzten Jahren bei den Weihnachtsmärkten Beschicker aus 
Wiesbaden zu Beschickern standen, die nicht aus Wiesbaden kamen;

3. wie hoch der Anteil an Nichtberücksichtigungen Wiesbadener Beschicker im Vergleich zu 
Nichtberücksichtigungen von Beschickern war, die nicht aus Wiesbaden kamen;

4. inwiefern es die Möglichkeit gibt, Wiesbadener Beschicker besonders zu berücksichtigen.

5. Sofern Möglichkeiten bestehen, Wiesbadenern Beschickern einen Vorrang einzuräumen, 
wird der Magistrat gebeten, diese wahrzunehmen.

Beschluss Nr. 0473

Der Antrag wird angenommen.

Von der Zusage des Magistrats (Dezernat III), einen schriftlichen Bericht vorzulegen, wird Kenntnis 
genommen.
 

Wiederaufnahme in die Tagesordnung 04.02.2009

Wiesbaden,     .12.2008

Horschler
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .12.2008

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .12.2008
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Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung Dr. Müller

Oberbürgermeister
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